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Diese großen Unterschiede zwischen den einzelnen Kommunen – in Bergneustadt liegt der 

Hebesatz zweieinhalbmal so hoch wie in Langenfeld – spiegeln sich in den Durchschnitts-

werten, die im Rahmen der vorliegenden Untersuchung ermittelt wurden, naturgemäß nicht 

gut wider (vgl. Kap. 6.1). Das mindert jedoch nicht die Bedeutung des Problems, besonders 

nicht für die Menschen, die in einer der maßlos überteuerten Kommunen leben müssen. 

Denn: Die Grundsteuer macht – selbst im landesweiten Durchschnitt gesehen – 7 Prozent an 

den gesamten Wohnnebenkosten eines Haushalts aus. Davon sind selbstnutzende Eigentü-

mer und Mieter gleichermaßen betroffen. Mit den immer weiter gehenden Erhöhungen der 

Grundsteuer hat die Politik daher in den vergangenen Jahren auch die Wohnnebenkosten 

immer weiter in die Höhe getrieben. So zeigte sich im Wohnkostenbericht 2014, dass die 

Grundsteuer im Jahr 2004 durchschnittlich 20 Cent pro Quadratmeter und Monat betrug. 

2013 waren es 23 Cent. Die nachfolgende Studie ermittelte für das Rheinland für 2014 eine 

durchschnittliche Grundsteuer von 24 Cent pro Monat, im Jahr 2015 waren es monatlich 25 

Cent. Es gibt also einen seit vielen Jahren anhaltenden Aufwärtstrend bei den Hebesätzen der 

Grundsteuer B, der bis heute im Wesentlichen ungebrochen ist.

Abb. 18: Die durchschnittliche Belastung durch 

die Grundsteuer im Rheinland ist gestiegen, 

Angaben in Euro pro Quadratmeter und Monat
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Auch im Jahr 2016 zeigte sich wieder, dass eine ganze Reihe an Kommunen zu teils sehr 

deutlichen Steuererhöhungen gegriffen hat. So hat Aldenhoven den Hebesatz um 215 Pro-

zentpunkte angehoben, Brühl um 150 Prozentpunkte23. Hilden, Nörvenich und Mönchen-

gladbach setzten die Steuersätze jeweils um 100 Punkte nach oben24. Damit hat sich Hilden 

aus dem Kreis der günstigsten rheinischen Kommunen verabschiedet und liegt nunmehr mit 

480 Prozent nur noch im Mittelfeld25.

Der Grund für diese Entwicklung liegt in der Bedeutung der Grundsteuer für die kommuna-

len Finanzen. Die Grundsteuer ist für Städte und Gemeinden neben der Gewerbesteuer die 

wichtigste Einnahmequelle. Im Jahr 2016 hatten die Kommunen in Deutschland insgesamt 

Einkünfte aus der Grundsteuer in Höhe von 13,3 Milliarden Euro zu verzeichnen, was einem 

Plus von 3,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr entspricht26. Wie im Wohnkostenbericht 2016 

empirisch nachgezeichnet werden konnte, gibt es einen klaren Zusammenhang zwischen der 

kommunalen Finanzlage und der Grundsteuer. Je schwieriger die finanzielle Situation einer 

Kommune, desto höher der Grundsteuerhebesatz.

Die neue nordrhein-westfälische Landesregierung hat angekündigt, hier Verbesserungen 

herbeiführen zu wollen. Im Koalitionsvertrag von CDU und FDP heißt es: „Mit der Einfüh-

rung einer faktischen ‚Grund- und Gewerbesteuerbremse‘ durch das Einfrieren der fiktiven 

Hebesätze im Gemeindefinanzierungsgesetz wird die finanzielle Anreizwirkung zu kommu-

nalen Steuererhöhungen direkt gemindert. Parallel dazu wollen wir auch im Stärkungspakt 

den einseitigen Zwang für die betroffenen Kommunen zu Steuererhöhungen beenden.“ Die 

Notwendigkeit einer solchen politischen Maßnahme zur Begrenzung des Anstiegs der Wohn-

kosten ist nach den Ergebnissen aller bisherigen Wohnkostenberichte von Haus & Grund 

Rheinland offensichtlich.

6.3 Die Stromkosten

Die Stromkosten spielen in der vorliegenden Datenerhebung – wie eingangs erwähnt – nur eine 

Nebenrolle, weil hier nur die umlagefähigen Betriebskosten abgefragt werden konnten. Der 

Hauptteil des Stromverbrauchs wird eben nicht vom Vermieter auf den Mieter umgelegt, son-

dern vom Mieter direkt mit dem Stromversorger abgerechnet. Zwar kann in Fällen einer Nutzung 

von Mieterstrom auch der Vermieter zum Stromversorger werden, die rechtlichen Grundlagen 

dafür sind jedoch noch sehr neu, so dass Mieterstrom gegenwärtig für die Entwicklung der 

Betriebskosten noch keine Roll spielt. So fanden die Stromkosten in die vorliegende Datenerhe-

bung lediglich in Form des Allgemeinstroms und der Beleuchtung des Gebäudes Eingang.

23 �Eigene Auswertung auf Grundlage von:  

DeStatis 2016, [1] sowie DeStatis 2017, [3].
24 ebd.
25 ebd.
26 DeStatis 2017, [3]
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Es zeigt sich, dass die Ausgaben für den Allgemeinstrom im Jahr 2016 gegenüber dem Vorjahr 

von 0,07 auf 0,08 Euro pro Monat und Quadratmeter gestiegen sind. Bei der Beleuchtung war 

ein konstanter Wert von 0,09 Euro pro Quadratmeter im Monat zu verzeichnen. Allerdings wird 

die Beleuchtung in vielen Betriebskostenabrechnungen nicht getrennt aufgeführt und dement-

sprechend auch in vielen der Erhebungsbögen der vorliegenden Untersuchung nicht genannt. 

Vermutlich subsumieren viele Vermieter diesen Kostenpunkt einfach unter Allgemeinstrom.

Der leichte Anstieg der Ausgaben für den Allgemeinstrom hat auf die Wohnnebenkosten insge-

samt nur geringe Auswirkungen. Der Anteil des Allgemeinstroms an den Nebenkosten betrug 

im Jahr 2016 gerade einmal 2 Prozent, die Beleuchtung kommt ebenfalls auf zwei Prozent. 

Mit zusammen 4 Prozent ist der Anteil des Stroms aber auch wieder nicht unter den kleinsten 

Kostenpunkten. Hinzu kommt, dass die Stromrechnung, die der Wohnungsinhaber für seinen 

persönlichen Verbrauch an den Energieversorger zu bezahlen hat, ein weiterer ganz erheblicher 

Kostenfaktor für die Lebenshaltungskosten ist, der die Fähigkeit, steigende Ausgaben für die im 

Allgemeinstrom

0,08 €

0,07 €

0,06 €
2015 2016

Abb. 19: Die Kosten für den Allgemeinstrom 

sind 2016 gestiegen.

              Angaben in Euro pro Quadratmeter 

und Monat.
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Rahmen dieser Studie untersuchten Wohnkosten zu tragen, empfindlich einschränken kann. In 

dieser Stromrechnung wiederum schlägt es sich durch einen deutlichen Mehrverbrauch nieder, 

wenn das warme Wasser in der Wohnung mit Hilfe elektrischer Durchlauferhitzer bereitgestellt 

wird. Wie in Kap. 4.2 bereits festgestellt, ist das im Rheinland in jeder zweiten Wohneinheit 

der Fall. Das bedeutet: In jeder zweiten Wohneinheit werden die Kosten für die Bereitstellung 

warmen Wassers von der Betriebskostenabrechnung des Vermieters auf die Stromrechnung des 

Mieters verlagert und gehen daher an der vorliegenden Untersuchung zunächst vorbei. Deswe-

gen sei an dieser Stelle ein Blick auf die Entwicklung der Stromkosten anhand anderer verfügba-

rer Statistiken gestattet.

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes ist der durchschnittliche Strompreis im Laufe des 

Jahres 2016 von 29,69 Cent/kWh im ersten Halbjahr auf 29,77 Cent/kWh im zweiten Halbjahr 

gestiegen . Im zweiten Halbjahr 2015 hatte der Preis noch bei 29,46 Euro gelegen . Die Strom-

preise steigen also weiterhin deutlich an und erhöhen damit die Kosten des Wohnens. Dieser 

Trend ist nicht neu, seit dem Jahr 2000 ist der Strompreis im Bundesdurchschnitt um 92 Prozent 

gestiegen . Der Stromverbrauch des durchschnittlichen deutschen Zweipersonenhaushalts lag im 

Jahr 2015 bei 3.343 kWh . Das bedeutete im Jahr 2015 eine Stromrechnung von 82,07 Euro pro 

Monat. Im Jahr 2016 waren es 82,93 Euro monatlich. Wenn man diese Zahl neben den in dieser 

Studie berechneten Wohnnebenkosten und der Nettokaltmiete zur Darstellung der gesamten 

Wohnkosten hinzurechnet, betragen diese statt 10,56 Euro pro Monat und Quadratmeter im 

Jahr 2016 nunmehr 11,29 Euro. Von diesen 11,29 Euro, die der angenommene Zweipersonen-

haushalt im Monat pro Quadratmeter für das Wohnen ausgibt, entfallen 8 Prozent allein auf die 

Stromkosten.

Strom bleibt also teuer und angesichts der Herausforderungen durch die Energiewende, deren 

Kosten von der Politik zu großen Teilen auf die Verbraucher umgelegt werden, ist langfristig mit 

einem weiteren Anstieg der Strompreise zu rechnen. Es ist daher eine Aufgabe der Politik, bei 

den Stromkosten zusätzliche Belastungen für die Bürger zu vermeiden, wenn die Wohnkosten 

in Zukunft bezahlbar sein sollen.

27 DeStatis 2017, [2]
28 ebd.
29 DeStatis 2016, [2]
30 DeStatis 2017, [4]

Abb. 20: Monatliche Wohnkosten pro Quad-

ratmeter inklusive Stromkosten.
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6.4 Die Heizkosten

Die Heizkosten sind im Jahr 2016 gegenüber dem Jahr 2015 nach der vorliegenden Erhebung 

im Rheinland leicht angestiegen. Zahlten die Rheinländer im Jahr 2015 pro  Monat noch durch-

schnittlich 0,77 Euro Heizkosten pro Quadratmeter, waren es im Jahr 2016 0,79 Euro. Die Ur-

sache dafür muss in einem leicht angestiegenen Verbrauch begründet liegen, denn die ein-

schlägigen Energiekosten sind zeitgleich gesunken. Das zeigt ein Blick auf die Zahlen, die das 

Statistische Bundesamt für die beiden dominierenden Energieträger Erdgas und Heizöl ermittelt 

hat (wie in Kap. 4.2 dargestellt, heizen 86 Prozent der Rheinländer mit Erdgas oder Heizöl). Dem-

nach lag der Durchschnittspreis für Erdgas bei der Abgabe an Privathaushalte im ersten Halbjahr 

2015 bei 6,76 Cent/kWh. Im zweiten Halbjahr 2015 waren es 6,81 Cent/kWh. Diese Preise fielen 

im Jahr 2016 deutlich auf 6,61 Cent/kWh im ersten und 6,42 Cent/kWh im zweiten Halbjahr . 

Vergleicht man die zweiten Halbjahre, ist Erdgas in Deutschland also um 5,7 Prozent preiswerter 

geworden. Alle diese Angaben sind inklusive Steuern.

Auch für Heizöl zeigt sich ein vergleichbarer Trend. Der Hektoliter leichtes Heizöl kostete den 

Endverbraucher – inklusive Steuern und Lieferung per Tankwagen – im Jahr 2015 in Deutschland 

durchschnittlich 48,79 Euro. Für die Rheinschiene nennt das Statistische Bundesamt einen Wert 

von 48,68 Euro. Im Jahr 2016 fiel der Durchschnittspreis deutschlandweit auf 40,94 Euro pro 

Hektoliter, im Rheinland sogar auf 40,50 Euro . Das bedeutet: Wer mit Öl heizt, hat im Rheinland 

im Jahr 2016 durchschnittlich 16,8 Prozent weniger für den flüssigen Brennstoff ausgegeben.

Natürlich sind Schwankungen bei den Heizkosten von Jahr zu Jahr völlig normal, weil die Wit-

terung jedes Jahr anders ist und damit auch die Heizungen jedes Jahr unterschiedlich weit auf-

gedreht werden müssen. Zugleich werden in manchen Heizkostenangaben auch Kosten für die 

Wartung der Heizung oder den Schornsteinfeger mit eingerechnet, so dass auch gestiegene Ar-

beitskosten im Rahmen dieser Erhebung zu geringfügigen Heizkostensteigerungen beigetragen 

haben können. Dass die Kosten in diesem Bereich gestiegen sind, ergibt sich tatsächlich aus den 

vorliegenden Daten, denn viele Eigentümer haben in der Erhebung sehr wohl gesonderte Zahlen 

für die Kosten durch die Wartung von Heizgeräten genannt. Daraus ergibt sich für das Jahr 2015 

ein Durchschnittswert von 0,21 Euro pro Quadratmeter und Monat, der auf die Mieter umgelegt 

wird. Im Jahr 2016 stieg der Wert auf 0,22 Euro. Das bedeutet einen Anstieg um immerhin rund 

5 Prozent.

Trotzdem sind die Zahlen bei den Heizkosten vor allem in einer Hinsicht alarmierend: Wenn der 

Abb. 21: Die Entwicklung der Heizkosten im 

Rheinland in den vergangenen zwei Jahren in 

Euro pro Quadratmeter und Monat.

Abb. 22: Entwicklung des Heizölpreises im 

Jahresdurchschnitt in Euro/Hektoliter.
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31 DeStatis 2017, [2]
32 ebd.
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Öl- und Gaspreis auf dem Weltmarkt nicht in den letzten Jahren historisch niedrig gewesen wäre 

– und die Zahlen für 2015 und 2016 zeigen deutlich, wie stark der Preisverfall war – dann hätten 

deutlich höhere Heizkosten resultiert. Da die Heizkosten den mit Abstand größten Posten der 

Betriebskosten ausmachen (vgl. Kap. 6.1), hätten wesentlich höhere Nebenkosten durchaus im 

Rahmen des Möglichen gelegen. Sollten die Energiepreise in den nächsten Jahren wieder anstei-

gen, wären kräftig steigende Wohnkosten die Folge. Umso wichtiger ist es für die Bezahlbarkeit 

des Wohnens insgesamt, bei allen anderen Kostenpunkten, die sich etwa durch politische Maß-

nahmen beeinflussen lassen, auf eine Begrenzung hinzuwirken.

Abb. 23: Auch die Wartung von Heizungsan-

lagen hat sich verteuert. Angaben in Euro pro 

Quadratmeter und Monat.
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7. Fazit

Fassen wir die Ergebnisse des Wohnkostenberichts 2017 zusammen. Die Wohnnebenkosten 

sind im Rheinland in den Jahren 2015 und 2016 erneut angestiegen, und zwar um durch-

schnittlich 4,3 Prozent. Der Anstieg hätte leicht sehr viel größer ausfallen können, wenn die Öl- 

und Gaspreise im Untersuchungszeitraum nicht deutlich gefallen wären. Die Nettokaltmieten 

wuchsen zugleich um nur 1,1 Prozent. Damit bleiben die Nebenkosten die zentrale Ursache für 

den Anstieg der Kosten des Wohnens. Ihre Zunahme ist im Untersuchungszeitraum auf viele 

Faktoren zurückzuführen, die alle jeweils einen gewissen Anteil zur Gesamtentwicklung beige-

steuert haben. Von besonderer Bedeutung sind dabei diejenigen Kostenpunkte, die den größ-

ten Anteil an den Betriebskosten ausmachen: Die Heizkosten (21 Prozent), die Müllgebühren (8 

Prozent) und die Grundsteuer (7 Prozent). An diesen Top-3 hat sich im Betrachtungszeitraum 

nichts geändert.

	

Der Wohnkostenbericht 2014 kam bereits zu der Feststellung, dass rund 70% der Wohnkosten 

von der Politik verursacht sind. Der Wohnkostenbericht 2017 hat keinen Anhaltspunkt dafür 

geliefert, dass sich daran etwas geändert haben könnte. Die politisch beeinflussbaren Kosten-
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faktoren haben weiterhin einen hohen Anteil an den Gesamtkosten des Wohnens. Es muss 

dabei festgestellt werden, dass die Wohnkosten sich von Ort zu Ort deutlich unterscheiden. 

Der hier als rheinischer Durchschnitt benannte Anstieg der Wohnnebenkosten ist in einigen 

Städten und Gemeinden schwächer, in anderen stärker ausgefallen. Denn die Höhe der Grund-

steuer, der Müll- und Abwassergebühren, aber auch der Kosten für Frischwasser, liegt in der 

Hand der Kommunen. Damit das stetige Wachstum der Wohnnebenkosten gebremst werden 

kann, lautet daher eine wichtige Handlungsempfehlung an die Politik: Die Kommunen müssen 

wieder auf finanziell gesunde Beine gestellt werden, damit sie Handlungsspielräume zurückge-

winnen. Nur dann ist ein Ende der Aufwärtsspirale bei den von den Kommunen verantworteten 

Betriebskosten möglich. Die neue Landesregierung hat sich in ihrem Koalitionsvertrag Maßnah-

men vorgenommen, die in diese Richtung zielen. Die vorliegende Untersuchung zeigt, dass eine 

konsequente Umsetzung dieses Vorhabens sinnvoll ist.

Allerdings darf darüber nicht vergessen werden, dass sich bei den Wohnnebenkosten eben 

auch viele kleine Kosten zu einem teuren Ganzen zusammenaddieren. Wer das Wohnen preis-

werter gestalten möchte, sollte sich deswegen um alle diese Faktoren kümmern, auch wenn im 

Rahmen dieser Untersuchung nicht jeder einzelne Kostenpunkt näher betrachtet werden konn-

te. Dabei gibt es Einsparpotentiale teilweise an unerwarteten Stellen. Beispielsweise stellen die 

Eichfristen von Wasserzählern, die aktuell zu unnötig häufigen Wechseln und damit unnötigen 

Kosten führen, einen Aspekt dar, an dem die politisch Verantwortlichen mit einer kleinen Maß-

nahme viel Geld sparen könnten (Näheres dazu findet sich in der Studie des Hamburg Instituts ).

Zugleich ist in diesem Wohnkostenbericht deutlich geworden, dass der Immobilienbestand der 

privaten Eigentümer im Rheinland vergleichsweise alt, aber gut gepflegt ist. Mit 54 Prozent 

stammt etwas mehr als jedes Zweite Wohngebäude aus der Nachkriegszeit zwischen 1949 und 

1977. Die privaten Eigentümer investieren in erheblichem Ausmaß in diese Gebäude, wie in 

Kap. 4.2 gezeigt werden konnte. Allerdings verschärft sich der Zielkonflikt zwischen dem Klima-

schutz und den daraus hervorgehenden immer strenger werdenden energetischen Vorschriften 

im Gebäudesektor auf der einen Seite und dem bezahlbaren Wohnen auf der anderen Seite. 

Vermieter können energetische Modernisierungen nur begrenzt an die Mieter weitergeben – 

und wollen das auch oft nicht, weil sie sich der Tatsache bewusst sind, dass es für die Mieter 

immer schwieriger wird, die Kosten dieser Modernisierungen mitzutragen. Die Belastung der 

Mieter steigt schließlich schon deswegen, weil die Wohnnebenkosten stetig wachsen und weil 

die Haushalte immer kleiner werden, dadurch jedoch angesichts eines Mangels an geeignetem 

Wohnraum auf immer größerer Wohnfläche leben. Eine Politik, die versucht, im Gebäudebe-

stand immer strengere Klimaziele durchzusetzen, droht insofern Mieter und Vermieter wirt-

schaftlich zu überfordern.

Mit dem Thema Klimaschutz eng verbunden ist auch die Wende in der Stromversorgung. Die 

vorliegende Untersuchung hat einige Anhaltspunkte herausarbeiten können, die aufzeigen, 

welch erhebliche Bedeutung die Strompreise für die Höhe der Wohnkosten haben. Die Strom-

preise sind in den letzten Jahren stark gestiegen, weil darüber – von der Politik bestimmt – die 

Kosten für die Energiewende auf den Privatverbraucher abgewälzt wurden. Im Sinne bezahl-

baren Wohnens ist auch an dieser Stelle ein Umdenken geboten. In Form des Mieterstroms 

ist zwar jüngst eine potentiell interessante neue Form der Stromversorgung hinzugekommen, 

bei der Mieter entlastet werden sollten – ob die aktuellen gesetzlichen Rahmenbedingungen 

jedoch für Mieter und Vermieter attraktiv genug sind, um einen dämpfenden Effekt auf die 

Stromkosten einer großen Zahl von Menschen zu erzielen, ist fraglich. Zukünftige Wohnkos-

tenberichte werden zeigen müssen, ob sich hier in den kommenden Jahren der politisch ge-

wünschte Effekt in befriedigendem Ausmaße einstellen wird oder nicht.
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8. Fakten-Check: Zahlen kurz und bündig
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… die höchsten Kostenfaktoren:
	1. Platz – die Heizkosten

	2. Platz – die Müllgebühren

	3. Platz – die Grundsteuer

	 – die Sach- und Haftpflichtversicherung

… ��die Top 3 der größten  
Grundsteuer-Erhöhungen: 
1. Aldenhoven +215 Prozentpunkte 

2. Brühl +150 Prozentpunkte 

3. �Hilden, Nörvenich, Mönchengladbach 

+100 Prozentpunkte

… �die Top 3 der höchsten Grundsteuer-Hebesätze: 1. Bergneustadt – 959 Prozent 2. Duisburg – 855 Prozent 
3. �Overath, Nideggen,  

Aldenhoven – 850 Prozent

… ��die Top 3 der niedrigsten  

Grundsteuer-Hebesätze 

im Rheinland: 

1. Langenfeld – 380 Prozent 

2. Monheim – 385 Prozent 

3. Wassenberg – 413 Prozent

… �groß ist die  
durchschnittliche  
Wohnung im Rheinland

85,1 m²

… 45,3 Prozent der Häuser verfügen 
über einen Fahrradabstellraum

… �50 Prozent der Wohnungen 
setzen elektrische  
Durchlauferhitzer ein
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9. Über Haus & Grund Rheinland: 

Haus & Grund vertritt die Interessen von Haus- und Wohnungseigentümern, Vermietern  

sowie Kauf- und Bauwilligen. Mitglied kann man in einem der bundesweit bis zu 900  

Haus & Grund-Ortsvereine werden.

Der Verband Rheinischer Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer ist am 13. Juni 1915  

in der Gaststätte „Zum Alten Präsidium“ in der Schildergasse in Köln gegründet worden.  

Unserem Landesverband Haus & Grund Rheinland gehören 43 Mitgliedsvereine an, die  

insgesamt mehr als 102.000 Mitglieder betreuen. Damit sind wir der mit Abstand größte  

Haus & Grund NRW-Landesverband sowie zweitgrößter Landesverband in der Haus & Grund 

Organisation bundesweit.

Wir beraten und unterstützen die uns angeschlossenen Vereine im Rheinland und unterhalten 

zur Wahrung der Belange aller Mitglieder ständige Kontakte zur nordrhein-westfälischen  

Landesregierung und den gesetzgebenden Körperschaften, Ministerien und Verwaltungsbe-

hörden des Landes Nordrhein-Westfalen. Hierzu zählen insbesondere auch Anhörungen des 

Landtages sowie des Bau- und Wohnungsministeriums. Wir sind parteipolitisch und wirtschaft-

lich unabhängig. Die Positionen der privaten Grundeigentümer vertreten wir zudem gegenüber 

Fernsehen, Rundfunk, Presse und Internet.

Die Organisation der privaten Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer kann in Deutschland 

schon auf ein mehr als 100-jähriges Bestehen zurückblicken. Der Zentralverband der deutschen 

Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer e.V. in Berlin – Haus & Grund Deutschland – vertritt 

auf Bundesebene die Interessen von knapp 900.000 Einzelmitgliedern. Er zählt damit zu den 

mitgliederstärksten Verbänden der Bundesrepublik Deutschland.
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Haus & Grund Rheinland 
Aachener Straße 172 

40223 Düsseldorf 

Telefon:	 0211 / 41 63 17 60

Telefax:	 0211 / 41 63 17 89

Öffnungszeiten
Montag bis Donnerstag: 9.00 bis 16.00 Uhr

Freitag: 9.00 bis 15.00 Uhr

 

info@HausundGrund-Rheinland.de 

www.HausundGrund-Rheinland.de 

facebook.com/HausundGrund.Rheinland

youtube.com/HausundGrundVerband

twitter.com/HausGrundRhein  

plus.google.com/+HausundGrundVerband

Der Wohnkostenbericht geht weiter…
Auch im Jahr 2018 wird Haus & Grund Rheinland wieder einen Wohnkostenbericht veröffentlichen. Dabei freuen wir 

uns auch über Ihre Mithilfe! Sie besitzen eine Immobilie und haben Interesse, an unserer kommenden Befragung für den 

Wohnkostenbericht 2018 teilzunehmen?

Registrieren Sie sich schon jetzt!

Senden Sie uns dazu eine E-Mail, ein Fax oder eine Postkarte mit Ihrer Anschrift an:

Haus & Grund Rheinland

Aachener Straße 172

40223 Düsseldorf

Fax: 0211 / 41 63 17  89

info@HausundGrund-Rheinland.de

Stichwort: Wohnkostenbericht 2018

Wir senden Ihnen den Fragebogen dann rechtzeitig zum Beginn des Befragungszeitraums zu.


